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Andreas 21ese

er Baptisten ochCI
Die Entstehung des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher
Gemeinden

Einleitung
Der Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden (BEFG) der sowchl die
Baptistengemeinden als auch einen Teil der rüderbewegung umfasst, stellt
eiINe esondere Glaubensgemeinschaft dar WEe1 Banz unterschiedliche Ge-
meinderichtungen en sich 9041/42 zusammengeschlossen: nämlich der
Bund der Baptistengemeinden in Deutschland un der Bund freikirchli-
cher Christen (BfC) BIs heute WIr! diskutiert, W1€Ee der Charakter dieses Bun-
des theologisch bewerten ist. Im Folgenden soll der Entstehungsge-
schichte des BEFG nachgegangen werden.

Die Vereinigungsbestrebungen
in der ersten Alfte des Jahres 195 /

on 1955 hatte CS aufgrun VO Gleichschaltungsbefürchtungen Pläne
Vereinigung der Gemeinschaften gegeben, die in der Vereinigung CVAanll-

gelischer Freikirchen organisiert nde des Jahres stellte 114  —_ diese
zurück, da 11n VO offizieller Seite sowochl staatlicher als auch kirchli-
cher erfahren hatte, 4SS eINE Zwangseingliederung nicht en
sSCe1 Daran ze1igt sich deutlich, dass diese Vereinigungsabsichten mehr der
minder ın der orge den organisatorischen Bestand begründet agen

Anfang 1937 wurde das ema einer Vereinigung der Freikirchen CI-

eut aufgegriffen Aufschlussreic ist abei, A4SS ITNs ange, eın ertreter
der Offenen Brüder der auch Kirchenfreien christliche Gemeinden
WwW1€E S1C jetzt hiefßen, die Debatte eröffnete. Er veröffentlichte dazu eiNe Arti-
kelserie iın der Jugendzeitschrift „Tenne  co der Geschlossenen Brüder,? in der

Z1i1: Überwindung der konfessionellen Zersplitterung aufrief. Die er-
schiedlichen Auffassungen der Freikirchen estimmten Themen W1€E bei-

{ /we Swaralt. Der Gemeindebund mehr als ein Zweckverband? In: Theologi-
sches espräch, Beiheft (2001), A-52 (baptistische Sicht); Hartwig Schnurr, Die
Einheit des Leibes Christi und die Konfessionsfrage in der Geschichte der Brüderbe-
T1n eb! 55-59

hierzu die Darstellungen in Andrea Strübind, Die unfreie Freikirche. Der Bund
der Baptistengemeinden im „Dritten Reich“, verb. Aufl., Wuppertal 1995 Andreas
Liese, erboten, geduldet, verfolgt. Die Religionspolitik des Nationalsozialismus C
genüber der Brüderbewegung, Hammerbrücke

werden S1C uch exklusive Brüder, Elberfelder Brüder, Darbisten oder Christliche
Versammlung ZCNANNL.

(2009)
Verlag des Vereins für Freikirchen-Forschung
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spielsweise der Aaule sah lediglic. als minimale Lehrunterschiede d} die
nicht länger kirchentrennend SE1N sollten. *

Zur gleichen eıt Aaulserte sich Paul chmidt, Direktor des Bundes der
Baptistengemeinden, dahingehend, dass ein Zusammenschluss der „taufge-
innten  06 Gemeinschaften notwendig sSe1

Anfang pri fand eiINe Theologischen Woche für die baptistischen Pre-
iger auf der diese Thematik aufgegriffen wurde. Hier beschloss INAal,
diesbezüglich Kontakte den Freien evangelischen Gemeinden (FeG), der
Christlichen Versammlung (CV) und den KcG aufzunehmen °

uhrende ertreter der Baptısten Paul C  mı1 sprachen ann
auch miıt ITNs und Wilhelm Brockhaus VO den Geschlossenen Brüdern.
chmidt führte dazu 1941 AUS, A4ass ITNs Brockhaus, nachdem die Baptıs-
ten ihr Anliegen den „Brüdern“ unterbreitet hätten, geäußert habe, INa  a

habe Ahnliches selbst CIWOBCN; auf einer Konferenz führender ertreter
der wolle I1la  — weiter darüber sprechen. erdings 111U55 diese Aussage
eher als eINeEe private Meinungsäufserung gewertet werden, da, WwW1eE CS auch
die eıitere Entwicklung ze1igte, diese ussagen überhaupt nicht reprasen-
AalıvV für den Kreis der Führungspersonen der Es wird 1er 11ULr

deutlich, 4SS ITNst un:! Wilhelm Brockhaus, obwohl S1C och als deren füh-
rende ertreter en, sich 1C schon VO der Absonderungsdoktrin
der Geschlossenen Brüder entfernt hatten.’

Kurz danach erfolgte das Verbot der CV..S Es wurde ausgesprochen, weil
die Gestapo davon ausg1ng, A4SsSs diese Glaubensgemeinschaft eine den NS-
9} verneinende Haltung verkörpere. Im Zusammenhang mıiıt den ECEMU-
hungen eine ufhebung des Verbotes kam auch der orschlag auf, 4SS
die Versammlungschristen sich den Baptisten ANSC  1eisen könnten. INer
Verhandlungsdelegation der Christlichen Versammlung schlug Haugg, der
zuständige Referent des Reichskirchenministeriums, VOL, sich den Baptısten
anzuschliefen. 1eses Angebot wurde abgelehnt.

verfolgte allerdings diese Absicht weiter So Aulserte CI sich ach
der Gründung des Bundes freikirchlicher Christen B{fC) die Gestapo mıiıt
der rage, ob CS überhaupt eine eigenständige Glaubensgemeinschaft BfC
geben MUSSE und CS stattdessen nicht sinnvoller ware, diesen ersonen-
kreis in den Bund der Baptısten einzugliedern.” Die Gestapo bestand ZW AL

Lange, DIie Überwindung der Konfessionen, in Die Tenne 114 SI 65 ff.
Diese Veröffentlichung CWAann noch dadurch Brisanz, dass der Herausgeber der
Zeitschrift, Fritz VO!  - etzell, his Anfang der 1950er Jahre eın render Vertreter der
Prinzipien der Geschlossenen rüder, Anfang 1957 inzwischen in Upposition herr-
schenden Auffassungen stand.
Schmidt, ZiIt Strübind, 215

Ö Liese, 305
Archiv des Arbeitskreises „Geschichte der Brüderbewegung‘“, Wiedenest AW)’

Bestand Zeiger, Schmidt Loh Schmidt und Wingenroth (BEFG)
Liese, 305

1€. hierzu die ausführliche Darstellung bei Liese.
Bundesarchiv Berlin (BAB) 5101/23314;, Bi 159, Haugg Gestapo, Juli 1957
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arauf, Zuerst der rechtliche Klarheit en den als einen rechts-
fähigen erein in das Register einzutragen, gegenüber einem späateren An-
chluss des den Bund der Baptistengemeinden atte INan jedoch
keine Bedenken.*®

Auch Rockschies (1 Vorsitzender) un chmidt (Bundesdirektor) VO  —

den Baptisten machten den Versammlungsvertretern den Vorschlag, sich
ihnen anzuschlielsen. SO me1inte chmidt damals, 4SS die Baptisten die
in ihren Bund aufnehmen und die Aarantıe für eine Genehmigung Uurc.
die Gestapo übernehmen würden. Man würde aber “alie 1  ©  er der chr.
Versammlung nicht Baptısten machen“; die Versammlungschristen Önn-
ten in der gewohnten C1IsSe ihre Gottesdienste durchführen.* Im MNZIPD
hätte 1es in ELW: dem Verfahren entsprochen, das annn spater auch hin-
ichtlich der Elim-Gemeinden praktiziert wurde. Das Angebot der Baptisten
wurde VO  - der Delegation der GV der INst Brockhaus angehörte,
aber abgelehnt. ”“

Die BfC-Gründung kann 1er MUL: hinsichtlich ihrer edeutung für die
BEFG-Entstehung geschildert werden. In den Kontakten mıit der Gestapo
tellte sich heraus, 24SS die Einschätzung der Gestapo, die verweigere
grundsä  ich die Mitarbeit 1im NS-Staat nicht zutraf; vielmehr gab CS eın
breites Spektrum VO Loyalität gegenüber dem NS-Staat hin bis einer
aktiven Mitarbeit. Daraufhin hob die Gestapo das Verbot aber nicht auf,
sondern genehmigte die Gründung eines Bundes B{fC) denjenigen Ver-
sammlungschristen, die OYa. ZU S-System standen.

erdings sollte der 1L1ULE CIn Übergangsstadium darstellen. So CI
CS in einer Zusammenfassung der Ausführungen Beckers bei der Vorstel-
lung des Bundes, der 1U  —_ gegründet werden sollte „Darum betrachten WIr
die jetzt 1m Aufbau begriffene Organisation auch NUr als eine vorläufige104  Andreas Liese  darauf, zuerst um der rechtlichen Klarheit willen den BfC als einen rechts-  fähigen Verein in das Register einzutragen, gegenüber einem späteren An-  schluss des BfC an den Bund der Baptistengemeinden hätte man jedoch  keine Bedenken.'°  Auch Rockschies (1. Vorsitzender) und Schmidt (Bundesdirektor) von  den Baptisten machten den Versammlungsvertretern den Vorschlag, sich  ihnen anzuschließen. So meinte Schmidt damals, dass die Baptisten die CV  in ihren Bund aufnehmen und die Garantie für eine Genehmigung durch  die Gestapo übernehmen würden. Man würde aber „die Mitglieder der chr.  Versammlung nicht zu Baptisten machen‘“; die Versammlungschristen könn-  ten in der gewohnten Weise ihre Gottesdienste durchführen.** Im Prinzip  hätte dies in etwa dem Verfahren entsprochen, das dann später auch hin-  sichtlich der Elim-Gemeinden praktiziert wurde. Das Angebot der Baptisten  wurde von der Delegation der CV, der u.a. Ernst Brockhaus angehörte,  aber abgelehnt.‘  Die BfC-Gründung kann hier nur hinsichtlich ihrer Bedeutung für die  BEFG-Entstehung geschildert werden. In den Kontakten mit der Gestapo  stellte sich heraus, dass die Einschätzung der Gestapo, die CV verweigere  grundsätzlich die Mitarbeit im NS-Staat nicht zutraf; vielmehr gab es ein  breites Spektrum von Loyalität gegenüber dem NS-Staat hin bis zu einer  aktiven Mitarbeit. Daraufhin hob die Gestapo das Verbot aber nicht auf,  sondern genehmigte die Gründung eines Bundes (BfC) denjenigen Ver-  sammlungschristen, die loyal zum NS-System standen.  Allerdings sollte der BfC nur ein Übergangsstadium darstellen. So heißt  es in einer Zusammenfassung der Ausführungen Beckers bei der Vorstel-  lung des Bundes, der nun gegründet werden sollte: „Darum betrachten wir  die jetzt im Aufbau begriffene Organisation auch nur als eine vorläufige ...  Wir hoffen, dass in Deutschland bald die Einheitsorganisation entstehen  wird, die alle Gläubigen außerhalb der Landeskirchen umfasst, in die auch  unsere neue Organisation aufgehen kann.“'* Zwar könnte man seine „Sonder-  überzeugungen“ beibehalten, einen Sonderstatus für eine Gemeinschaft  sollte es aber nicht mehr geben. Damit wird deutlich, dass Becker noch  10  Ebd., Bl. 164, Geheimes Staatspolizeiamt (Müller) an Haugg, 18.8.1937. Vgl. zum Gan-  11  zen Liese, 388 ff.  Archiv Wiedenest, Bestand Jordy, Bd. 4, Bl.42, W. Geitz an H. Hartnack, 29.1.1946.  Becker, der allerdings an diesem Gespräch nicht teilgenommen hatte, schildert die-  ses Angebot später so, als ob die Versammlungschristen, die dieses Angebot ange-  nommen hätten, dann Baptisten geworden wären (Privatarchiv Kretzer, Becker auf  der Konferenz ehemaliger BfC-Gemeinden Westdeutschlands im BEFG, Wuppertal-  Elberfeld, 12./13.8.1945, 13).  42  B  Privatarchiv Kretzer, Ansorge an R. Kretzer, 24.10.1949.  Elberfelder Zusammenkunft vom 30. Mai 1937 (kurze Zusammenfassung der Ausfüh-  rungen von Dr. Hans Becker), abgedr. in: Hartmut Kretzer (Hg.), Quellen zum Ver-  sammlungsverbot des Jahres 1937 und zur Gründung des BfC. Mit einer historischen  Einordnung und Kommentaren des Herausgebers, Neustadt/Weinstraße 1987, 82-88  (85).Wır offen, 4SS in Deutschland bald die Einheitsorganisation entstehen
wird, die alle Gläubigen auliserhalb der Landeskirchen umfasst, in die auch
uUunNnsere CUu«CcC Urganisation aufgehen kann “ Zwar könnte 1iNan SEINE „Sonder-
überzeugungen‘“ beibehalten, einen Sonderstatus für eine Gemeinschaft
sollte CS aber nicht mehr geben Damit wird eutlich, 4SSs Becker och

10 Ebd., Bl 1 Geheimes taatspolizeiamt Müller) Haugg, 8.8.1937 (Jan-

11
ZC1 Liese, 388
Archiv Wiedenest, Bestand J Or dy; 47 Bl.42, eıtz Hartnack, 29.1.1946
Becker, der allerdings diesem Gespräch nicht teilgenommen hatte, schildert die-
SCS Angebot spater S! als ob die Versammlungschristen, die dieses Angebot dANSC-
OIMNMCMN hätten, dann Baptisten geworden waren (Privatarchiv etzer: Becker auf
der Konferenz ehemaliger BfGC-Gemeinden Westdeutschlands 1M BEFG, Wuppertal-
e  e  ‚9 12./13.8.1945, 15)

12

15
Privatarchiver. Ansorge er,
Elberfelder Zusammenku VO| Maı 195 7 (kurze Zusammenfassung der Ausfüh-
NSCH VO:  —_ Dr. Hans Becker), abgedr. in Hartmult retzer Hg.) Quellen Ver-
sammlungsverbot des Jahres 1957 und Gründung des Miıt einer historischen
Einordnung und Kommentaren des Herausgebers, Neustadt/Weinstralse 195 /, s 2-88
85)
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ber die Intentionen mı hinausging; dieser wollte erst einmal 195 /
die Taufgesinnten zusammenfassen. Becker dagegen wollte beispielsweise
auch die Methodisten in eiNe „vereinigte“” Freikirche aufnehmen. estzu-
halten ISt, A4SsSs mit dem BfC der ng Beckers jetzt ein entschie-
dener Förderer der freikirchlichen Einheit entstanden

Kurz soll och der Charakter der Urganisation BfC skizziert WCI-

den Die Erlaubnis ihrer Gründung wurde eın Becker gegeben, der
und WAdrLr AUSSC  jeflslich auf ih bezogen Er Wr ach dem ührerprinzip
aufgebaut, rechtlich gesehen tellte spater lediglic einen eingetragenen
ereiın dar, da die Hoffnung auf rlangung der Körperschaftsrechte sich ZCI-

schlagen hatte Alle HIC  e eintretenden Gemeindemitglieder wurden VO  e der
Gestapo überprütlt, Ollekten urften nicht abgehalten werden. ine Orft=-
1C fC-Gemeinde wurde VO einem Ortsbeauftragten geleitet, der DCL-
sönlich VO Becker eingesetzt wurde. Ca 90 % der Versammlungschristen
iraten in den ein.  1E

on kurz VOL der Gründung des hatte ange VO  —_ den KCcG sich
mıiıt konkreten Überlegungen den inigungsvorschlägen der Baptısten g-
aulsert Er begrülste diese Bestrebungen und me1inte in diesem Zusammen-
hang, WECNnNn diese im Sinne der egierung waren, sEe1 1es „ als eın Eingrei-
fen otte: ZUE Örderung der Einheit begrülßsen Sollte die Bildung e1-
1ICI „Einheitsgemeinde“ die Osıtıon der freikirchlichen Christen im Staate
stärken, ware 1es DOSItLV bewerten. Dabei gng Lange davon AdUS, A4SS die
Örperschaftsrechte auch auf die erweınterte Gemeinde ausgedehnt werden
könnten. Dies würde INa „ebenso selbstverständlic gerne annehmen“, WwW1IE
„bei eiNnem Regenschauer den Regenschirm eines Bruders“ mitzubenutzen.
Konkret sprach sich ange annn für die Selbstständigkeit der Urtsgemein-
den dAUS; orderte erdings auch, dass 111a alle onderbezeichnungen auf-
geben MUSSE, wobei besonders die Baptisten ansprach. Die Bezeich-
NUNS der UOrganisation MUSSE möglichst einen neutralen ar  er
tragen, wI1e CLW: „Bund der Christengemeinde der Christenbund“‘ En-
de seiNer Ausführungen, die auch schon SCNAUC organisatorische orschlä-

enthielten, forderte ange ZUuU sofortigen Begiınn der Vereinigungs-
arbeit auf.  15

Bald ach der Gründung des CS annn einem edeutsamen
Treifen inıtiuert 1irc ange VOoO Vertretern des BfIC, der Baptısten
un:! der KCcG in Kassel.!© Hierbei iSt darauf hinzuweisen, Aass ertreier der
FeG, obwohl 1es immer wieder behauptet wird, diesem Treffen nicht
teilnahmen.*
14 die Darstellung bei Liese, 525-55/
15 Oncken-Archiv StI: QOAE) Bestand Buro des Bundesdirektors, TNSE Lange, Ge-

16
danken über die Einigungsvorschläge der Baptisten, 26.5.1937
Siehe hierzu und 1M Folgenden: A' Bestand Zeiger, Niederschrift über die ruder-
zusammenkunft,

17 Siehe hierzu die Anwesenheitsliste der Besprechung
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Gleich Anfang die Baptiısten nahmen Zzeitweilise den Diskussionen
nicht teil verständigten sich die ertreter der beiden Brüderkreise arauf,
die Vergangenheit damit WLr die Spaltung VO 1848 gemeint ”“
nicht mehr als ELWAaSsS Trennendes anzusehen un:! sich ber estimmte Fra-
SCH WwW1€e beispielsweise der Gemeindezucht verständigen und einen An-
chluss der KCcG den BfC anzustreben; dieses Ergebnis wurde in einer
offiziellen Erklärung beiden Gemeinschaftskreisen bekannt gegeben. ””

In der groisen Runde erorterte INan ann Möglichkeiten einer Vereinti-
SUNgs der Baptiısten mıiıt beiden rüdergruppen, wobei I1  — ZWEe1 ptionen
diskutierte; el tellte sich heraus, 4SS die Gesprächsteilnehmer die CIS-

LE, nämliche eine ockere „Dachorganisation“ verwarfen un: sich für die
zweiıte, nämlich „eine wirkliche Einheitsorganisation” aussprachen, in der
die „einzelnen Gemeinden möglichst selbständig bleiben könnten‘. Man
verkannte aber nicht, 4SS sich die Realisierung eines derartigen Vorhabens

schwierig gestalten würde.
Im weıiteren Verlauf der Gespräche wurde die auffrage diskutiert. Da-

bei machten die Baptısten eine bemerkenswerte ONzZESSION Obwohl ia  >

grundsätzlich daran festhalten wolle, 11UT den als Gemeindemitglied aufzu-
nehmen, der als Erwachsener getauft worden sel, würde 111  —_ Anfang
akzeptieren, dass bisher aufgenommene Mitglieder, die die dertaufe ert:;
LE  ; hätten, trotzdem als vollgültige Mitglieder betrachtet werden könnten.
Fur zukünftige Mitglieder der Gemeinde sollte jedoch weıter das
Prinzıp der Erwachsenentaufe gelten. DIie „Brüder“ ihrerseits erklärten,
24SS auch sS1CE die Erwachsenentaufe propagierten, aber diese nicht als
„Vorbedingung“ für die Zulassung endma. ansähen.

Zum chluss diskutierte 114  —_ die rage der Körperschaftsrechte der
Baptisten. Es ergal sich der Konsens, A4SS diese erhalten bleiben bzw. auf
die CucC „Einheitsorganisation“ übertragen werden sollten. Da die Bezeich-
NunNng Baptısten für die Brüder nicht tolerierbar se1n würde, mMusste INa  a

ihrer Meinung ach der UOrganisation eine eCu«e Bezeichnung und CC

Satzungen geben Dies wurde VO  en der baptistischen Seite akzeptiert Schmidt,
Becker un wurden Ende des Treffens eauftragt, eiım
klären, WwW1€e sich die einer beabsichtigten ereinigung tellen
würde.

Das befragte Ministerium iefs verlauten, Aass 11A4  - bei einer Vereinigung
VO  ; Freikirchen nicht mıit Schwierigkeiten rechne .“ 1ese Auskunft konnte
e dort auch geben, weil Haugg w1e schon ben dargestellt die Aus-

VO Müller (Gestapa) erhalten hatte, A4SSs einem spateren SCHNIUSS
des den und der Baptistengemeinden nichts 1im Wege stünde

Damıit 1St die Spaltung der englischen Brüderberwegung in „Exclusive“ und „Open
19

Brethren“ gemeınt.
Erklärung: die Mitglieder des Bundes freikirchlicher Christen und der Kirchen:-
freien stliıchen Gemeinden VO): 29.8:.195/, abgedr. in retzer Hg.) Quellen, 125
Kurzbericht Kurzberichte des Bundeshauses des Bundes der Baptistengemein-
den bzw. des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden) für ugus 195 /
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Miıt dem Kasseler espräc VO August zeichnete sich schon diesem
Zeitpunkt die Konstellation ab, die annn SC  1e  ich 941/42 ZU

Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden hren sollte Dass dieser nicht
schon damals gebi  e wurde, lag dem ursprünglichen Gedanken
einer Freikirche der taufgesinnten Christen, selbstverständlich Beteilli-
SUNgs der Freien evangelischen Gemeinden.“‘

Zusammenschlüsse 95 7/558

In der Folgezeit hatten sich Baptisten und BfC neben weıteren Bemühun:-
SCH hinsichtlich der Bildung eines emeınsamen Gemeindebundes ZUSALtZ-
ich mıit Vereinigungen ihrer Gemeindebünden mit anderen Ge-
meinschaften beschäftigen.

Anschluss der KCG (Offene Brüder) den Bund freikirchlicher
Christen

1eser Punkt ist 1im usammenhang des Themas AUS zweierlei Gründen
VO Interesse Zum einen Orte damit eine freikirchliche Gemeinschaft auf

bestehen, mıit der die Baptısten hätten gesondert verhandeln mMUSSeN,;
erdings wurden Vertreter der KcG annn in die Führungsgremien des BfC
aufgenommen. Zum anderen ze1g sich dieser Vereinigung, WAdsSs die-
SCT eıt politisch gewollt WAÄrL. 1C zuletzt wurde VO  — den beteiligten Bru-
ergruppen diese Vereinigung als eın erster chritt auf dem Weg ZUFC ber-
windung der konfessionellen Zersplitterung gedeutet.

ach dem Kasseler Treffen vollzog sich auf Seiten des der Zustim-
MUNSSPIOZCSS problemlos. Auf verschiedenen Treffen VO Verantwortlichen
AUS den Ortsgemeinden wurde dem orhaben einer Vereinigung mI1t den
KcG zugestimmt.

Kontroverser verlief der Diskussionsprozess bei den KcG Obwohl nicht
verboten, wurden den KcG VO der Gestapo zunehmend Auflagen gemacht
So MUSSTIE i  > eın Verzeichnis der Gemeinden einreichen, VO Konferen-
P  $ vorher Mitteilung machen USW. Auch wurde die Gemeinschaft VOoO  ; der
Gestapo überwacht. Letztlich ief CS auf die Bildung einer Urganisation AMNad-

log der des BfC hin.“ Auch AUS diesem Tun: befürwortete die Führung
der KcG ein Zusammengehen mıiıt dem der A4S1S gab CS allerdings
Widerstände, die aber SC  1e€  ich auf der traditionellen Glaubenskonferenz
im November 1957 überwunden werden konnten. Tag ach der ENT-
scheidenden Abstimmung erschienen Vertreter des BfIC; dieser Auftritt

21 So uch schon Schmidt auf der Gründungsversammlung des ‚EFG 1941 in Berlin
(OALE, ede auf der Gründungsversammlung, 2221941)

die ausführlichen Darstellungen bei Gerhard Jordy, Die Brüderbewegung Deutsch-
land, 5’ Wuppertal 1986 und Liese.
Liese, 309
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wurde als eın historischer Moment begriffen, da damit die paltung der
rüderbewegung zumindest in Deutschland aufgehört hatte bestehen.

Die Verantwortlichen der KcG veröffentlichten spater Erklärungen, in
denen IN  —_ die Notwendigkeit des Zusammenschlusses gerade auch g -
genüber den Skeptikern begründete. 1ese Ausführungen sSind aber in sich
widersprüchlich. So me1inte I1  z einerseı1ts, 24SS der au einer mehr
hierarchischen UOrganisation lediglic eine staatliche Empfehlung darstelle.
Einıge Aatze spater MUSSTIE 1114l jedoch einraumen, WE 1I11d)|  on dieser Autf-
lage nicht nachgekommen ware, atte INan mıit einem Verbot rechnen MUS-
SC  S Da der die verlangten Organisationsstrukturen aufwies, schien eın
SCNHNIUSS ih folgeric  ig.

uch in der we1ıliteren Begründung zeigt sich eine gewIlsse 1vyvalenz
So sprach 1114  — einerse1its davon, 4SS die Vereinigung VO Gott gewirkt sel,
verwıies aber andererseits auf „das der Stunde“, WwWOm| die GCcu«tc Fıin-
eıt der deutschen „Volksgemeinschaft“ gemeınt amı zZe1g sich l1er
schon eın Ineinander VO religiösen und politischen otiven bei der Be-
gründung des Zusammenschlusses ** IC erwähnt wurde der achver-
halt, 4SS CS hne das Verbot der GV die Gründung des un die für
die KcG bedro  1C Situation diesem Zusammenschluss nicht gekom-
INC  . WArFre

Aufschlussreic ist och eın kurzer Blick auf das Vereinigungsprocedere,
das AaUSSC.  ießlic VO gestaltet wurde. So erhielten auch die emelnn-
den der ehemaligen KCcG rtsbeauftragte, die einNne Bestatigung des Bundes-
eauftragten Becker benötigten; die Mitgliederlisten ebentalls den
„zuständigen Polizeistellen“ vorzulegen. Obwohl die KCcG nicht verboten Wd-

ICH, wurden Ss1e jetzt WwW1e€e die verbotene behandelt und der gleichen
staatspolizeilichen Kontrolle unterwortfen.

Bemerkenswert iSt, 4SS der SCHIUSS der KCcG den VO  — der Ge-
ausdrücklich gebilligt und unterstutzt wurde. SO WIES das Geheime

Staatspolizeiamt den Staatspolizeistelen im Deutschen Reich in einem Rund-
schreiben auf den Vereinigungsbeschluss un das entsprechende Procede-

hin.“? amı kann I1  —9 Aass diese Vereinigung 1imM Sinne des NS-
Regimes Wr Der praktische SCHNIUSS der KCG den BfC vollzog sich
Anfang des ahres 19338

Anschluss der Elim-Gemeinden den Bund der Baptistengemeinden
Deutschlands

Auch die Baptisten nahmen eine Glaubensgemeinschaft auf, und ZWAar die
pfingstlerische Gemeinschaft „Elim‘“.“° Die Elim-Gemeinden, 1927 mafs-
geblich der Leitung Vietheers entstanden, WAarcen ach 1955 in das

25
Ebd., 517
Ebd., 5158

dazu uch Strübind, 223415 die Elimgemeinde 1926 durch Vietheer
entstanden.
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1sıer der Verfolgunsbehörden geraten; CS kam auch kurzzeitigen Oka-
len Verboten. 1936 befürwortete die Gestapo eın Verbot der Elim-Gemein-
den „Verwirrung der «“ Z/  Volksgenossen“. TOTZ dieser Einschätzung
erfolgte diese Maisnahme aber nicht Nachdem Vietheer und chmidt auf
einer Tagung für Schriftleiter in Kontakt gekommen waren,“® schlugen die
Baptısten 1im eptember dem die uIiInahme der Elim-Gemeinden VO  3

ach vielen Verhandlungen timmte I4  en annn dort ach vorher einge-
holter Zustimmung des Gestapa Ende Dezember 195 / diesem Ansiınnen

Bedingung Wr abei, 4SS sich die Elim-Gemeinden auflösen UusSsstfen
un die betreffenden Mitglieder sich 1L1UTE einzeln den Baptistengemeinden
ANSC  1e1sen konnten.“? Das Gestapa hatte e1 klar gemacht, A4Sss CS kei-

Zusammenschlüsse VO  a 1  e  ern ehemaliger Elim-Gemeinden dulden
würde; auch SC 1 1im VO korporativen Anschlüssen, eim Eintritt
gesamter Gemeinden in den baptistischen Bund, mıit staatspolizeilichen
nahmen rechnen.° ittert, eın Trender ertreter der Elim-Gemeinden
we:ils berichten, 4SS aber gerade 1es ann doch geschah. SO schreibt
ber den Zusammenschluss Anfang 1935S, 4Ss die Elim-Gemeinden offi-
e aufgelöst wurden, annn wurden Baptistengemeinden gegründet, de-
11C1H die ehemaligen Elim-Leute einzeln beitraten.? So überlebten die Elim-
Gemeinden weitgehend geschlossen einem anderen amen Nur in
kleineren Orten kam CS Vereinigungen VO Gemeinden.*

Die praktische Realisierung der uInahme der Elim-Gemeinden sollte
annn aber spater doch och Komplikationen FEn So warf die esta-

den Baptisten VOTLT „Sie hätten die Elim-Gemeinden Nur aufgenommen,
diese VOL dem Verbot retten“.  DD Auch chmidt spricht davon, dass

die Gestapo den Baptısten den Vorwurt gemacht habe, „diesen Zusammen:-
chluss nicht OYa. entsprechend der Auffassung der Geheimen taatspo-
lizei durchgeführt“ haben.**

Hınzuweisen ist och arauf, A4SSs dieses Zusammengehen sowohl 1n-
nerhalb der als auch im Bund auf heftige Kritik stiefs Letztlich
WAdrLr die uIiInahme der Elim-Gemeinden nicht eın Zusammengehen VO

B 5101 BI 27-50, Gestapo das INd;  — warf den Elim-Ge-
meinden außerdem noch VOL, die Gläubigen materiell auszubeuten.
zeter Hambpel, Die Elimbewegung und ihre Stellung innerhalb des Bundes Evange-
lisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland KdOÖR: unveröffentlichte Seminar-
abschlussarbeit Buckow VUALE),
B. 5101 (Ministerium für kirchliche Angelegenheiten), Bl 92,
den und der Baptistengemeinden,
Ebd., BI 91, Gestapo das

51 Die Elim-Chronik, nachgezeic)  (e] und persönlich miterlebt VO!  - zttert, Doku-

22
des Bundes Freikirchlicher Pfingstgemeinden, BFP-Doc-086, OJ

Hambpel, 1 9 in Schneeberg, Plauen, Breslau
Privatarchiver arl Koch, Rückbhbhlick und Ausblick, gehalten auf der Konferenz
ehemaliger BfC-Gemeinden, 1945
aul Schmidt, Unser Weg, 11 (Rechenschaftsbericht die Bundesratstagung des ‚EFG
VO: 24./25.5.1946 über den Weg des Bundes zwischen 1941 und
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ZWE1 Bünden sondern eine (0) ben durchgeführte Aufnahme WI1E StTru-
bind CS reitfend formuliert.” Vietheer der Leiter der ehemaligen Elim-Ge-
meinschaft wurde als Bundesevangelist übernommen un: das Eigentum der
Gemeinschaft wurde auf den Bund der Baptistengemeinden übertragen.*

Vereinigungsbemühungen bis 1959

VWiıe schon erwähnt, ollten auch die Freien evangelischen Gemeinden (FeG)
dem Vereinigungsprozess beteiligt werden. So kam CS im eptember

195 7 einem weıliteren espräc in Kassel diesmal mıiıt ihrer Beteili-
SUuNns erdings zeigten sich 1er zwischen Baptısten einerse1lts und FeG
andererseits unüberbrückbare Gegensatze bezüglich der Frage „Taufe un:!
Gemeindemitgliedschaft‘“.?”

Bei den KCcG zeigten sich eDenTalls kontroverse Positionen So begrün-
etea C141n Trender Vertreter der KCG, sEINE Ablehnung eines SAl-
sammengehens damit, 24SS sich bei den Baptisten einen
„Predigerbun handele, in den eın Angehöriger der Brüderbewegung
nicht eintreten könne; aufiserdem kritisierte CI auch die baptistische Tauf-
auffassung.”® ange eZog eine gegenteilige Osıtıon Er plädierte für einen
Bund mMIt unterschiedlichen Bekenntnissen: könnten CS mehr baptistisc.
ausgerichtete Gemeinden mıit entsprechender uffassung bezüglich VO  . Aauflfe
und emeindemitgliedscha: geben un:! VO Gemeinden, die die Mitglied-
SC nicht die Erwachsenentaufe koppelten. ine derartige Konstruk-
tiıon SC1 möglich, weil die Baptıisten ZU einen bereit waren ihren amen
ZUugunsten eiNnes neutralen aufzugeben unı z anderen für Cine umfas-
sende Abendmahlsgemeinschaft einträten.”

Eın we1literes espräc VO Vertretern der och immer 1er Freikirchen
1im Dezember des Jahres 1957 hrte keiner Überbrückung der egen-
satze SO konstatierten die Leitungen des Baptistenbundes und des das
vorläufige nde aller Vereinigungsversuche. Gleichzeitig distanzierte sich die

des BfC VO Bemühungen Langes doch einer inigung gelan-
gen  40 Festzuhalten bleibt, 4SS diesem eitpunkt auch die des BfC

einem Zusammengehen nicht bereit WAÄl, Wds eindeutig den ertre-
tern der ehemaligen KcG lag

Kräftige Impulse für eın Zusammengehen vermittelte annn die traditio-
ne Bibelkonferenz des BfC in Elberfeld 1esSeE traditionsreiche Zusam-
me der Geschlossenen Brüder, die bis iın immer AUS einer g -
meinsamen Besprechung eines Bibeltextes bestanden hatte, fand 1955 EIrSTLt-

55 Strübind, DORT.
den für Marz 1959

für September 195 /
Bestand Zeiger, atz verschiedene er } Becker], 21.9.1957

nge, Gedanken über den Vorschlag der Baptısten, einen und bilden,
4()

10.195 / (Privatbesitz).
Liese, 405
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malig als eiINe Vortragsveranstaltung ZU ema Die Ekklesia 1im euen
Testament“ Auf ihr referierten, neben Rednern AUS den beiden Bru-
ergruppen, auch der Baptist Luckey (Seminar in amburg un: Waächter
VO den Fe  C) 1esSe Konferenz bewirkte esonders bei den „Brüdern“ CI-

eut eın starkes efü der Zusammengehörigkeit un motivierte S1E, W16€e-
der auf die Bildung einer gemeiınsamen Freikirche zuzugehen.“ DIie „Bru-
der‘  ‚CC beschlossen ach der Konferenz einen als nächsten Schritt eiINE
CNSCIC Zusammenarbeit miI1t Gemeinden anderer Freikirchen auf Okaler
Ebene, andererseits beschlossen S1Ce im egensa| den Verlautbarun-
SCH Anfang des Jahres wieder mit den Baptısten in Richtung der Bildung
eines gemeinsamen Bundes Zl.lS3.I'l'll'l‘l€I‘lZl.‚lfl.fb€it€l'l.42 Dies wurde VO den
Baptisten wohlwollend enntnıs SC  I1

nde 1938 wurden annn die 5SUO$. ittener Richtlinien verabschiedet, die
einer CNSCICH Zusammenarbeit zwischen Baptisten, und FeG Tren

sollten; beispielsweise im Bereich der Evangelisation. *
Zu Cinem weıiteren Höhepunkt des Einigungsprozesses kam CS annn im

pri 1959 auf der Gemeinschaftstagung VOoO Predigern der Baptisten,
der FeG und VO Vertretern des BfC in olingen, Auf der Ööhe Hiıer WUTrr-

de eiINe Entschliefisung verabschiedet, in der die Anwesenden ihre Bundes-
leitungen aufforderten, konkrete Schritte unternehmen. So ollten sich
alle Trel Gruppen „unte rung ihres Sondergutes einer geme1ın-

Bundesleitung“ zusammenschliefen. 1ese Gemeinschaft musste e1-
181381 ımen erhalten. Fur die olgende eıt wurde geplant, geme1ın-
S4|4INC Abendmahlsfeiern urchzuführen erdings enthielten sich bei der
Abstimmung einıger ertreter der Fe6G * Aufschlussreic 1St, 4SS chmidt
ausdrücklic konstatierte, zwischen den Brüdern des BfC un denen der
Baptisten hätte „volles Einvernehmen“ bestanden.“

Auf der Elberfelder Konferenz 1959 ZzeN: sich, 4SS der BfC weiterhin
auf die Bildung eiINES größeren Bundes So beschlossen sSE1INE ertre-
ter, „die Vereinigung der Trel Bünde in einem verwirklichen und, falls
die Freien evangelischen Gemeinden sich dazu och nicht in der Lage
hen sollten, den Zusammenschluss mit den Baptisten allein vollzie-
hen“.46

amı wurde ZU ersten Mal eutlich, 4ass I4  —_ VO der Vorstellung
der Vereinigung er taufgesinnten der auch gemeindemäßig ausgerichte-
ten Christen, denen I11ld  - immer die FeG gerechnet hatte, 11Uu Abstand
nehmen wollte

41 Liese, 406
47 A Bestand Zeiger, Becker, die Mitglieder des Reichsbrüderrates, 3.5.1955
43
44

Vgl. Jordy, 205
Entschliefisung 20.4.1939, Anhang ZU Kurzbericht für den Monat April

45 Kurzbericht April 1939
46 Zit Riemenschneider, Der und Evangelisch- Freikirchlicher Gemeinden. Bericht

über seINE Entwicklung, in Die Gemeinde, (1974),
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Ausgerechnet die FeG en annn einer Besprechung VOoO Vertretern
aller in der vertretenen Gemeinschaften ach Patmos e1n; diese g-
NUNgS zeigte 1ber die unüberwindbaren Schwierigkeiten zwischen den e1IN-
zeinen Freikirchen auf.* SO beschloss INa  e 1im eptember 1959 alle Pläne

Schaffung einer emeinsamen Freikirche bis ach Kriegsende zurück-
zustellen.*®

DiIie Entstehung des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher
Gemeinden

eine ründung 940/41

UÜberraschend 1st CS annn festzustellen, Aass och nicht einmal anderthall
Jahre spater die Bundesversammlung der Baptisten die umImnahme des
un eine Verfassung für den Bund beschloss Zu fragen ISt, Was die
plötzliche Entwicklung verursachte.

on aAb 1959 kann 111a  _ eiINe verstärkte Zusammenarbeit VO  ; Baptıs-
ten und „Brüdern“ beobachten So unterstutzte der zeltevangelistische
Bestrebungen der Baptisten un: erklärte sich bereit, in der baptistischen
Ostmission mitzuarbeiten. Die baptistische Bundesleitung beschloss ihrer-
SCITS die Kontakte Bibelschule Wiedenest verstärken und dort Schu-
lungen durchzuführen Becker un: chmidt suchten gemeinsam die Ge-

auf, anstehende TODleme klären.”
Aufgrund VO nicht mehr 1im Einzelnen rekonstruierbaren Problemen

CS 21ing offensichtlich den Status VO Brüderversammlungen in West-
preußsen, die sich nicht dem ANSC.  1eisen konnten”® wandte sich Wal-
ÜT Brockhaus, der Geschäftsführer des B in einem Schreiben die
des un! schlug die Bildung einer emeinsamen Dachorganisation VO  -

BfC un Baptiısten VOT; dieser hätten sich annn die Gemeinden in West-
preußen ANSC  1eisen können. ulserdem würde der den Orper-
schaftsrechten artızıpleren. Als einen weılteren rund für das sofortige Za
sammengehen mit den Baptisten hrte Brockhaus den vermeintlichen Tat-
bestand d  9 A4Ss 111  a diesem eitpunkt och edingunge bei der Ver-
einigung tellen könne. Im einer befürchteten Zwangsvereinigung
würde der zahlenmäfsig stärkste KreIlis und SOM die Baptisten die
Modalitäten diktieren können .?!

Streitpunkte stellten das methodistische Bischofsverständnis und die baptistische
Taufauffassung dar (Liese, 408)

49
Liese, 407

Ebd., 408f.
OTFdV, Z2A0 welist darauf hin, dass der L1UTE für das Gebiet des Deutsches Reiches
galt

51 W Brockhaus die en der des B: in Friedhelm MenKk, Die
Brüderbewegung im en E1IC Das erbot der „Christlichen Versammlung‘“ 1957
Bielefeld 1986 141 143
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ach Eingang dieses Schreibens andelte Becker chnell on
N  40 wurde auf der Sitzung der der Baptisten eın Schreiben
verlesen, in dem Becker Jeine rasche organisatorische Verschmelzung‘“ der
beiden unı vorschlug. Man beschloss Sondierungen 1im vorzuneh-
men  54 Aufschlussrei: ist abei, 4ss Aaus dem Vorschlag VO Brockhaus
ach Schaffung einer losen Dachorganisation jetzt die orderung ach e1-
11ICI völligen Vereinigung geworden iSst.

Die eben schon beobachtende Eile sich fort och im Oktober
suchten Becker, chmidt un: Sauer den Referenten auggg auf und CI-

ndigten sich, „oD jetzt Cine Vereinigung 1mM inne ÜHSE1IEGII se1it 1937 g —
en espräche möglic sSC1  . leser teilte ihnen mıit, „dass nach dem Krieg
kleineren christlichen Kreisen ohl aum och eine istenzberechtigung
zugestanden werde. DiIie Frage, ob eine Übertragung der Örperschaiftsrechte
der Baptisten bei einer Namensänderung möglich sel, wurde bejaht‘. In
der Bundespost hiefß CS ZAN Ergebnis dieses Gespräches: „ES erga| sich,

C64SS die Möglichkeit nämlich einer Vereinigung | och bestehe
1./2.11.1940 tellte die des BfC auf ihrer Sitzung in Dortmund

annn die entscheidenden Weichen in Richtung Zusammenschluss. ach-
dem Becker ber die positive Stellungnahme Hauggs berichtet hatte, fasste
die den Beschluss, sich mıit den Baptisten vereinigen.””

on 11.1940 traf I1l sich mit den Verantwortlichen der Bap-
tisten Nachdem in der Besprechung verschiedene Einzelfragen geklä
un Missverständnisse ausgeraumt worden beschloss die des

„ihren Gemeinden die Vereinigung mit dem Bund der Baptıstenge-
meinden empfehlen un! durchzuführen“.?° Auf folgender rundlage soll-

der Zusammenschluss durchgeführt werden: der emeinsame Bund
würde einen amen tragen, eine emeinsame Leıtung und eine e1in-
heitliche Ordnung aben; aufßserdem sollte CS die „Freiheit der Einzelgemein-
de im kultischen Leben WI1€E bisher“ geben Man einigte sich bereits
SUSar auf eın mögliches Personaltableau: Rockschiefßß (Baptisten) unı Becker
B{C) ollten erster DZW. zweiter Vorsitzender werden, chmidt und ogel-
uSsSC paritätisch die Geschäftsführung übernehmen.?/ Damit die ere1-
nıgung Aaktisch beschlossen worden, \WO. och ecin Gremium der Bap-
tistengemeinden dazu eiNne Entscheidung getroffen hatte 1eser Umstand
un: eCnNiende Informationen en großem NmMuUu der Basis_. ”®
>2 rotokoll- Bundesleitung (Bapt),
52 TOLtOKO. BL-Sitzung des B 1./2.11.1940, ZzZIt Menk 143

undespost BP) /3, (Rundbriefe Au dem undeshaus des Bundes der Bap-
55

tistengemeinden bzw. des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden).
Jordy, 222

40/3,
Bestand Ordy, 37 Riemenschneider, Geschichtliche aten des
Günther Balders, Kurze Geschichte der deutschen Baptıisten, in ders. (Hg.) Fın

Herr. ein Glaube, ine Taufe Festschrift 150 Jahre Baptistengemeinden in Deutsch-
land Wuppertal/Kassel 1984, 115
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Auf der sonntäglichen Sitzung hatte 1114A1l auch beschlossen, eine ord-
NUNS (Hartnack VO B Zimmermann VO den Baptisten) den FeG
schicken mit der inladung, sich der Bildung eines gemeinsamen Bundes

beteiligen. ” Allerdings sagten diese annn Ende November ab; 1im Bun-
desbericht 940/41 wurde AZu ausgeführt, 114  = anerkenne in den Ge-
meinden, „dass diese Frage ruhen MUSSE, His unsere Brüder Aus$s dem Kri1egs-
dienst wieder daheim“ seien. erartige Entscheidungen könnten die (Je-
meinden 1L1UI „n voller Einmütigkeit“ treffen, da ANSONSTEN die Gefahr NCU-

Differenzen bestehe.° 1eran wird eutlich, WwWI1e erheblich die orbehal-
bei den FeG hinsic  ch der Aufgabe der Eigenständigkeit WAarICIl; die VO  -

chmidt ursprünglich verfolgte 1510N der Einheit der Taufgesinnten
Einschluss der FeG Wr U  =D) erdings endgültig gescheitert.

ach den Beschlüssen VO Dortmund informierte die BfC-Führung da-
rauf den Reichsbrüderrat I1die Mitgliederversammlung des BfC
un die Leiter der örtlichen fC-Gemeinden (Ortsbeauftragte) ber die

angestrebte Vereinigung mıit den Baptısten. Gleichzeitig kündigte S1C d
auf der traditionellen Herbstkonferenz der ‚Brüder‘  ‚C6 och 1im November e1-

entsprechende Beschlussfassung der Bundesleitung un:! des EICASDrU-
derrates erbeizuführen; der Diskussion sollten Leiter der Örtlichen Ge-
meinden dreier Regionen Deutschlands teilnehmen. Fur die übrigen Ge-
meindeleiter darunter die wichtige der westdeutschen Leiter
sollte CS lediglic „Aufklärungsversammlungen“ geben.“

DIie der Baptısten illigte ihrerseits November den beabsichtig-
Ien Zusammenschluss un die Ergebnisse der Besprechung mMIt den
Verantwortlichen: der CUucC Bund sollte eine „einheitliche Rechtsgestalt“, e1-
8101 amen un: eine geänderte Verfassung rhalten Den BfC-Ge-
meinden wurde eine 99-  tısche Selbständigkeit“ zugesagt.“ Auf der Sitzung
der baptistischen 16.11 wurde dann das Vereinigungsprocedere pra-
zisiert Der Baptistenbund würde den in sich aufnehmen, deshalb SC1
eine erfassungsänderung notwendig. amı wurde eutlich, Aass JUrIS-
tisch betrachtet CS sich nicht einen Zusammenschluss gleichberech-
tigter Gemeinschaften handeln würde, da der BfC ach seiNner uflösung
1im Bund der Baptısten aufgehen würde. 1eseESs Procedere Wr aber NOT-

wendig, dem Bund die Körperschaftsrechte erhalten. Ende der
Sitzung wurde die vorgelegte Verfassung verabschiedet:; diese sollte annn

der Beschluss „nunmehr miıt dem BfC verglichen werden“, S1e
annn dem Reichskirchenministerium vorlegen können.°©

40/3,
60 Bund Freier evangelischer Gemeinden Hg.) Bundesbericht 940/41 Fur die Amts-

trager und Mitarbeiter in den verbundenen Freien evangelischen Gemeinden, Wıtten

61
(Ruhr) 1941,
Liese, 412

62 Protokoall- B '9 6.11.1940 Vgl uch Strübind, 289; Begegnungen und Bemu-
hungen Zusammenschlufs der deutschen Freikirchen VO 195 / his 1941, in DIie
Gemeinde, 21 (1969) 1:

63 BL- Protokoall, BL 61
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Der VO Becker intendierte Entscheidungsprozess stiefs erdings 1im auf
Widerstand; 1es betraf den Sachverhalt, 4SS die westdeutschen (Ge-
meindeleiter lediglich informiert werden sollten * Auch gab CS durchaus
inhaltliche Kritik: wurde gefragt, welche Veränderungen CS gegeben
hätte, die eine evisiıon der Entscheidung VO Februar 1938 notwendig
machten.°

Nachdem Becker sich einer Korrektur des Verfahrens entschlossen
hatte, stimmte der Reichsbrüderrat des BfC die Mitgliederversammlung

auf sSEINeETr Sitzung in Elberfeld 1512 dem Zusammenschluss Zzu  66
iınen Tag spater traf 111d|  — sich mit der der Baptısten in Elberfeld C 1-
1ICTI gemeinsamen Sitzung; olgende Entscheidungen wurden auf ihr g -
troffen

Die baptistischen Vereinigungen und BfC-Bezirke ollten einheitli-
chen regionalen Untergliederungen ausgebaut werden.
chmidt und Becker sollten ZU gehen, die „behördliche Ge-
nehmigung“ erlangen.“
Der als anzes soll nicht mit dem Baptistenbund „verschmolzen“
werden, sondern jeder sollte se1In onderguten wWwWOMmM' die Jewel-
lige theologische Ausrichtung gemeınt Wr

3.1.1941 sprachen chmidt und Becker bei auggg VOL) die Vereinti-
SUuUNg der beiden Bünde abschließend erortern In diesem Gespräch e1-
nigte iINan sich auch auf den Aaımen des Bundes. Man atte ursprung-
ich überlegt, sich die Bezeichnung „Bund evangelisch freikirchlicher Chris-
tengemeinden“ zuzulegen.“ ESs kam jedoch die Befürchtung auf, 4SS eine
erwechselung mıiıt der Christengemeinschaftt, CI anthroposophischen
ruppierung, möglich ware In dem espräc egte INan au eine i1ste
VO verschiedenen enkbaren amen VOL:} dieser entschied sich für die
auch in vorgeschlagene Bezeichnung „Bund evgl.-freikirchlicher
Gemeinden“. Er empfahl der ange des ortes den Zusatz „Chris-
tengemeinden“ streichen. Mit dem Kürzel „evgl.-freikirchlich“ für den
Personenkreis des Bundes zeigte sich einverstanden. ”®

Bereits 1.1.1941 konnte dem Kirchenministerium der ntwurtf e1-
1ICT VOoO Hartnack und Fehr (Baptısten erarbeiteten Bundesvertfas-
SUNg vorgele werden.

04 Bomnuter, Schreiben die Geschäftsführung des B: abgedr.
065

in MenKk, 14  O
So Berning in einem Schreiben Sauer,9abgedr. in ebd: 147

Rundschreiben des 5/40, Alle anwesenden Mitglieder des Bun-
desrates stimmten der Vereinigung ZU, uch die abwesenden hätten nachträglich ihre
‚ustimmung signalisiert. „Die Vereinigung SO daher mit Wirkung VO: 1.1.1941 voll-
‚OSCNMN werden.“

67 Vgl. Jordy, 226
68 Riemenschneider, Geschichtliche aten des B. o. J
69 BL- rotokoll,yBl

Ö, AacnNlass Luckey, Becker Luckey, 6.1.1941
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Da INan offenbar dort mıit der Zustimmung der Gestapo rechnete, timmte
das Ministerium schon im Januar der Verfassungsänderung unı erklär-
Ü 4SS die Bundesversammlung der Baptisten ihre Entscheidungen treffen
könne. ! Bezeichnend für die ile W 4SSs das Reichskirchenministerium
schon 20  b also gut e1in OnNnaAa| VOL der formellen Zustimmung der
Bundesversammlung der Baptisten dem Polizeipräsidenten den rag
auf eine atzungsänderun: übermittelt hatte Hier zeig sich och einmal,
4SS sich der Entscheidungsprozess bei den Baptısten och mehr als 1im

als eine Angelegenheit der Bundesleitung darstellte.
20  N wurde auf der ng der der Baptisten bekannt gegeben,

EiMNe mündliche Zustimmung ZUuUr Verfassung seitens des
SC 1 erfolgt. Hinsichtlic der 4ufe SO in der Präambel eın Hinweis auf
das och erarbeitende Glaubensbekenntnis erfolgen. Die CC Ver-
fassung koppele die Mitgliedschaft in der Gemeinde nicht mehr die
Taufe >

inen Tag spater ahm ann der baptistische Bundesrat ach kontro-
VeIser Diskussion 1er gng CS VOLr allem die Selbstständigkeit der Orts-
gemeinde die erlTassung mıit ZWE1 Gegenstimmen an  74 Z Lagle die
Bundesversammlung des Bundes der Baptistengemeinden in Berlin (Gu
bener Str.); entscheidender Tagesordnungspunkt Wr der Vorschlag 99:  ur
AÄnderung sSEINES amens in ‚Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden,
GöR: un Vereinigung mit dem ‚.Bund freikirc  icher Christen‘ Urc
Aufnahme|[!]-Beschluss der erarbeiteten Bundesverfassung“.  &6 /D

2.2.1941 beschloss die Bundesversammlung, sich den Bund Evan-
gelisch-Freikirchlicher Gemeinden umzubenennen un! den ufzuneh-
LI1IC  = In den edebeiträgen wurden verschiedenepe der Vereinigung CI-
läutert un:! eINE kurze Darstellung der geschichtlichen Entwicklung BCSC-
ben Die Diskussion behandelte ausführlic die x&  SC Es wurde Aarau:
hingewiesen, ass die Verfassung keinen Taufexklusivismus enthielte: Ge-
meindemitglied sollte I1a Ürc das Bekenntnis des erfahrenen Heils WCTI-
den Man unterschied dann zwischen SU$S. „geschlossenen Gemeinden“,
die bisherigen Baptistengemeinden un „offenen“ Gemeinden, ehema-
ligen Brüderversammlungen, denen Menschen angehörten, die nicht
als aubige getauft worden waren. /

den für Januar 1941
72 BI- Protokoll, 20.2.1941,

(AB) des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden, Nr. (20.9.1943),
Verfassung, DIie Gemeinde, „Mitgliedschaftt: Die Mitgliedschaft in einer Gemein-
de, wird erworben durch Aufnahme auf rund eines Bekenntnis erfahrenen
Heil“‘‘

/5
Ö Bundesrats-Protokoll, A  N 1941; vgl uch Strübind, 290

76
Riemenschneider, Bund,
Ö, Bundesversammlung, Anlage 31 Die Verfassung, Die rage der Taufe

er Ebd., ede VO: Schmidt vgl uckey, Außerer ‚wang und innere Motive. War
der Zusammenschlufs dreier taufgesinnter Gruppen 1im 1941 eın Modellfall für
kirchliche Einigung?, in Die Gemeinde, (1960)
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In den Reden VO Becker un der Baptisten-Vertreter wurde och einmal
die religiöse ITragweite dieser Entscheidung eschworen. Es <gab eine SEWIS-

Euphorie; raglic ISt, ob diese in den einzelnen Gemeinden wirklich
Den Abschluss der Bundesversammlung bildete eiNe Abendmahlstfeier

ach der Brüdergemeinden un eine nachmittägliche Festversammlung.
Auf letzterer wurden esonders VO  . Becker in seEINETr Rede och einmal p -
litische Akzente geSseETZLT, die heute Befremden auslösen.

DIie Beschlüsse der Bundesversammlung wurden annn dem DE
legt Im Marz gab der in SEINEM letzten Rundschreiben C  nt, dass der
Zusammenschluss mıit den Baptısten vollzogen sel, der Bund der Baptisten-
gemeinden und der BfC hätten aufgehört existieren; INa  P hätte CiNeE g C
meınsame Geschäftsführung bestehend A4AUuUS chmidt un Vogelbusch
gebildet. ”® Auch die anderen Gremien wurde paritätisch besetzt. amı Wr

innerhalb VO gut ZWEe1 onaten der usammenschluss VO bisher ZWEe1
eigenständigen Religionsgemeinschaften vollzogen worden.

Da das VO einer unverzüglichen Zustimmung der Gestapo AauS$s-

gng 111d|  — Wr dort der Meinung, A4SS die ben geschi  EITE Auffassung
Müllers, der inzwischen das Amt (Geheimes Staatspolizeiamt) 1im Reichs-
sicherheitshauptamt leitete, Aus dem Jahre 1937 och immer galt hatte
INa  e signalisiert, 4SS mıiıt Finer schnellen staatlichen Anerkennung rech-
Fa  $ se1 Deshalb me1inte 1114  —_ schon als BEFG agleren können. SO hatte
der Bundesrat P  N eine euc Bundesleitung bestehend AUS Baptısten
un B{fC-lern berufen, die gleichen Tage usammenTtra un eiNne (Ge-
schäftsverteilung festlegte; für die einzelnen Bereiche wurden achbearbeiter
bestimmt. ” Auch auf der regionalen Ebene wurden schon BEFG-Struktu-
LE  — geschaffen. So wurde die Vereinigung Rhei  and-Westfalen aufgelöst. Der

Vereinigung einlan! traten die entsprechenden BfC-Bezirke bei;
1T der Vereinigung wurde Siebert.““ Ortsbeauftragter der BfGC-Gemein-
de ummersbach un hHis dahin Beauftragter des Bezirks Nr. 13 (Köln).””

Obwohl empfohlen worden Wi VO Okalen Umbenennungen bis
Eintreffen der schriftlichen Genehmigun: Abstand nehmen,““ fand der
CUu«CcC Name auch auf der Örtlichen Ebene schon Verwendung. SO lud die
Leipziger Baptistengemeinde der Bezeichnung Evangelisch-
reikirchliche Gemeinde (EFG) einer evangelistischen Veranstaltung e1in.  85
78 1/41 Die Geschäftstelle des in Elberfeld wurde aufgelöst.

O Protokall (BEFG), 22.2.1941:; Wr AUS der für den Bereich aat,
Kirchen, Freikirchen, Schmidt zuständig; Lange Sachbearbeiter: für den Bereich
Sem1inar und Bibelschule WAaren Pohl, Fehr, Becker un Prof. Neuffer (vormalig

80
VO!  — der zuständig.

für Marz, 1941; vgl uch Riemenschneider, Bund, Schon 10  N kam der
NEUC Vereinigungsra: INMMECIN.

81 A Bestand, Zeiger, Verzeichnis der BfC-Gemeinden,
82 für Marz, 1941
35 Staatsarchiv Le1pz1g, Bestand PP-V 48906, nicht fol., Stapostelle Le1pzig, Vermerk

20.7.1941
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Zu ragen ist Zu einen, weshalb i  S 1im Herbst 1940, obwohl INan eın
gutes Jahr vorher beschlossen hatte, Vereinigungsbestrebungen His auf die
e1it ach dem Krieg verschieben, Jjetz doch plötzlic die rasche Bildung
eines gemeinsamen Bundes anstrebte. Zum anderen stellt sich die rage,
weshalb dieser Einigungsprozess in dieser Eile ablief.

Zur ersten rage nthält die Literatur sowochl AUus der 16 des BfC als
auch der des Baptistenbundes eine Reihe VO Erklärungen. So stellt Stru-
bind für die baptistische eıite mehreren tellen ihrer Untersuchung kir-
chenpolitische TUnN! heraus. Ein Zusammenschluss VO freikirchlichen
Kreisen konnte einem Bedeutungsgewinn Fen on hinsichtlich
der Theologischen Woche VO 1937 kommt S1Ce Z Schluss, A4SsSs CS 1er
1im Wesentlichen die „Existenzsicherung‘“ ging.“ S1e betont gerade die-
SC  - pe. weil späater ihre Einschätzung eiINeE „Legendenbildung‘“
einsetzte, die das geistliche Moment immer stärker gewichtete.“”” Auch hin-
ichtlich der Aufnahme der Elimgemeinden spricht S1C VO einem „Relevanz-
gewinn66

Hinsichtlic des Zusammenschlusses VO Baptisten unı un
auch der den Tag gelegten Eile 111US$S5 S1Ce allerdings 1imM Gegensa ZULr
Motivation des BIfC konstatieren, 4SS die „Motivation der Baptisten für
diesen schnellen Zusammenschluss eitaus schwieriger erfassen“ sSC1 als
für den ch 5/ S1e verwelst neben theologischen Gründen och einmal auf
arkung der eigenen Osıtıon HE die Vereinigung VO freikirchlichen
Gruppen Auch sieht S1e, 4SSs die Baptisten 1940 immer grölseren Schwie-
rigkeiten AUSgESETZL WAalICcCcI) SO gab C beispielsweise agen bap-
tistische rediger. Man MUSSTIE die im Sommer feststellen, 4SS
das Christentum immer mehr AUS der Offentlichkeit gedrängt wurde. Aulßlser-
dem gab CS 1im Herbst 1940 in kirchlichen Kreisen die Erwartung hinsicht-
ich einer kriegsentscheidende Wende Deshalb begann INan, Vorschläge
ezüglic der inıgung VO andes  chen dem Reichskirchenministerium
vorzulegen.

Die „p o  1C. aufgenommenen Vereinigungspläne118  Andreas Liese  Zu fragen ist zum einen, weshalb man im Herbst 1940, obwohl man ein  gutes Jahr vorher beschlossen hatte, Vereinigungsbestrebungen bis auf die  Zeit nach dem Krieg zu verschieben, jetzt doch plötzlich die rasche Bildung  eines gemeinsamen Bundes anstrebte. Zum anderen stellt sich die Frage,  weshalb dieser Einigungsprozess in dieser Eile ablief.  Zur ersten Frage enthält die Literatur sowohl aus der Sicht des BfC als  auch der des Baptistenbundes eine Reihe von Erklärungen. So stellt Strü-  bind für die baptistische Seite an mehreren Stellen ihrer Untersuchung kir-  chenpolitische Gründe heraus. Ein Zusammenschluss von freikirchlichen  Kreisen konnte zu einem Bedeutungsgewinn führen. Schon hinsichtlich  der Theologischen Woche von 1937 kommt sie zum Schluss, dass es hier  im Wesentlichen um die „Existenzsicherung“ ging.*“ Sie betont gerade die-  sen Aspekt, weil später — so ihre Einschätzung — eine „Legendenbildung“  einsetzte, die das geistliche Moment immer stärker gewichtete.” Auch hin-  sichtlich der Aufnahme der Elimgemeinden spricht sie von einem „Relevanz-  gewinn  « 86  .  Hinsichtlich des Zusammenschlusses von Baptisten und BfC und v.a.  auch der an den Tag gelegten Eile muss sie allerdings — im Gegensatz zur  Motivation des BfC — konstatieren, dass die „Motivation der Baptisten für  diesen schnellen Zusammenschluss weitaus schwieriger zu erfassen“ sei als  für den BfC.” Sie verweist neben theologischen Gründen noch einmal auf  Stärkung der eigenen Position durch die Vereinigung von freikirchlichen  Gruppen. Auch sieht sie, dass die Baptisten 1940 immer größeren Schwie-  rigkeiten ausgesetzt waren. So gab es beispielsweise Anklagen gegen bap-  tistische Prediger. Man musste — so die BL im Sommer — feststellen, dass  das Christentum immer mehr aus der Öffentlichkeit gedrängt wurde. Außer-  dem gab es im Herbst 1940 in kirchlichen Kreisen die Erwartung hinsicht-  lich einer kriegsentscheidende Wende. Deshalb begann man, Vorschläge  bezüglich der Einigung von Landeskirchen dem Reichskirchenministerium  vorzulegen.  Die „plötzlich aufgenommenen Vereinigungspläne ... könnten von die-  sen Plänen“ oder nur von einer „Situationsanalyse“ motiviert gewesen sein.  Man wollte eventuellen staatlichen Maßnahmen nach dem Krieg als große  Freikirche zuvorkommen; dies würde — so Strübind — auch die ganze Hek-  tik des Einigungsprozesses erklären.® Für den BfC verweist sie auf den  Brief von Brockhaus an die BL des BfC und schließt sich Menk an, der von  einer „nüchterne[n] Existenzentscheidung“ spricht.®  Jordy untersucht sehr gründlich die Frage, weshalb der BfC unbedingt  die organisatorische Einheit mit anderen Freikirchen und 1940 dann mit  84  85  Strübind, 220.  Ebd.  86  Ebd., 228.  87  Strübind, 293.  88  Ebd., 293 ff.  89  Menk, 143, zit. n. Strübind, 293.könnten VO die-
SC  z Plänen“ der 1Ur VO einer „Situationsanalyse“ otiviert SCWCSCH sSsein
Man wollte eventuellen staatlichen Maisnahmen ach dem Krieg als große
Freikirche Zuvorkommen ; 1es würde TUuD1nN:! auch die SADNZC Hek-
tik des Einigungsprozesses erklären. © Fur den BfC verwelst S1e auf den
Brief VO Brockhaus die des BfC un:! SC  1e€ sich Menk d der VO
einer „nüchterne[n] Existenzentscheidung“ spricht.“”

ordy untersucht sechr grün!  IC die Frage, weshalb der unbedingt
die organisatorische Einheit mit anderen Freikirchen und 1940 annn mıt

84

85
Strübind, Z
Ebd

86 Ebd., DD
&/ Strübind, 295
$ Ebd., 295
8 MenkR 143, ZIt. Strübind, 295
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den Baptisten herstellen wollte Er kommt e1 einer differenzierten
Antwort Auch GF sieht Zuerst einmal den ‚wang der aAuflseren Umstände:;”°

hebt aber auch schr eutlc die Verquickung der theologischen Begrun-
dungen mıit Bezugnahme auf das e der Stunde“ hervor. So wurde
argumentiert, 4SS Gott die praktische erwirklichung der Einheit der Ge-
meinde wollte:;: CS wurde aber auch immer wieder betont, A4SsSs in dieser
Zeit, in der entscheidende Veränderungen erwartet wurden, die Einheit der
Gemeinde eın mächtiges Zeugnis darstellen würde. Der e1Is Oottes wUur-
de gerade in dieser eıt besonders das Bedürtfnis ach Einheit bei den
Christen hervorrufen. DIie nationale Begelisterung jener Tage beeinflusste in
groißsem alßse ordy das treben ach kirc  i1cher Einheit ?! Zum
chluss verweIlist ordy och auf das „hierarchische Moment”, das in ZWE1-
erlei Hinsicht entfaltet. So erwähnt Z einen die Tatsache, A4SS Becker
als Reserveoffizier der sich immer weniger den Angelegenheiten
des zuwenden konnte: anderen meın Ordy, 4SsSs Becker in dem
Bundesdirektor chmidt einen kongenialen Verhandlungspartner fand
1esen beiden Führerpersönlichkeiten SC 1 CS annn möglich SCWESCH den
Zusammenschluss einem schnellen Abschluss bringen.”“

Fur die Eile des Vereinigungsprozesses, die für „befremdlich“ hält,
macht ann die militärische Entwicklung des Jahres 1940 erantCtwOoTrt-
ich DiIie siegreichen Feldzüge führten nicht 11ULr dazu, A4Ss das deutsche
Reich auf dem Höhepunkt seiner Macht WAÄdrL. sondern die politisch-militäri-
sche Entwicklung, in der 114  s (Gott Wirken sah, beeindruckte die I1S-
ten ungeheuerlich. In dieser eıit hatte das Volk (Gottes ZzZusammen STE-
hen

Der Aspekt des „hierarchischen Oments  . die militärische Ver-
wendung Beckers dieser Sachverhalt wurde schon VO chmidt 1946
in seEINEM Rechenschaftsbericht ausführlich erwähnt. So hrte AdUS, 4SsSs
nde 1940 abzusehen WAlI, 4SS mit einem schnellen jegsende nicht
rechnen SCWESCH sel; Becker habe „die Besprechungen wieder auf[ge-
griffen ] mıiıt der egründung, 4SS CS ihm bei dem Umfang sSEINES 1egS-
dienstes unmöglich sel, die Verantwortung für den BfC in der notwendi-
SCH e1Ise weiterhin tragen“.  « 94 Auch Luckey W1€ES spater auf diesen
pe. hin, WCNnNn schreibt, Aass „der Umstand“ der Einberufung Beckers
99-  u einer schnellen ärung der Lag  06 drängte.””
JO

Yl
Jordy, 219
Ebd., 211-:216

U 2 Ebd., 218
Y Ebd.,

Schmidt, Unser Weg$
45 Hans uCReYV, Außerer ‚wang und innere Otive, 1in Die Gemeinde (1960) 4

(1960), 4 Balders schliefst sich dieser Meinung d} der Krieg habe den Vereinigungs-
PTOZCSS beschleunigt. Dabe:i SC 1 VO: Bedeutung, dass Becker und die wenigen, die e1-

derartige Angelegenheit organisatorisch bewältigen konnten, „nach un nach
dienstverpflichtet wurden“, dass die Sache eilte (Balders, TE2); uch Kretzer sieht
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e1 anzumerken, 4SS Becker schon im August 1959 ZUrFC

einberufen worden WTr  96 Aufgrund SE1INES 1enNstes WLr CF „Oft monatelang
1abwesend‘‘.?/ Deshalb konnte sich nicht mehr ANSCMCSSCH die
Angelegenheiten des BfC kümmern. Be1 der Fortdauer des Krieges MUSSTIE
aber auch damit gerechnet werden, dass Becker chaden kommen Önn-

Angesichts der ausschliefislichen Bindung des BfC SEINE Person ware
das Problem aufgetaucht, ob die Gestapo eiINeEM anderen die Fortsetzung
des Bundes rlaubt hätte Die uInahme in den Baptistenbund
Wahrung sSeEeEINeTr Eigenständigkeit würde dem Brüderkreis das Überleben
sichern. Dazu kam, 4SS eiINe Vereinigung mit einer anderen freikirchlichen
Glaubensgemeinschaft sSEINeETr theologischen Grundüberzeugung ENT-

sprochen hatte ulserdem 4rAau WEeIsSs Luckey hin mMiIt dem Zusam-
menschluss auch die Erwartung gegeben, die Strukturen der BfC-Gemein-
den normalisieren können. Darüber hinaus gilt die Feststellung, A4SS
auch in der Bundesleitung des B der viele Brüder gehörten, die Becker
theologisc nahestanden, das EduriIinıs ach einer organisatorischen Ver-
einıgung mit anderen christlichen rupplerungen stark vorhanden WAr.

Zur rage der Eile; die bisher 11IUL wenig überzeugend erklärt worden
ISt, lässt sich 9 Aass Becker 19 Dezember elıt hatte, sich persönlich

den Zusammenschluss kümmern. Er Wr näamlich VO W:  N für
eine Tätigkeit bei der Hoesch Dortmund, SEIANEM bisherigen Arbeitge-
Der. unabkömmlich uk.) gestellt.”® amı hatte die Möglichkei —-
INC  e mıit chmidt aktiv der Entstehung des emeinsamen Bundes
arbeiten.

Zu klären 1st noch, weshalb sich die Baptısten auf diesen Vereinigungs-
CSS einlieisen und groise Zugeständnisse gegenüber dem machten,
WO: besonders die Aufgabe des traditionsreichen aımMeENS „Baptisten“ un
die Kompromissbereitschaft in der auffrage gehörten. Auch 1er 1St och
einmal 9 4SSs chmidt besonders ab 195 7 exponilerter Stelle
sich für das Zusammengehen mit anderen Christen ausgesprochen hatte
un: el auch nicht zurückgescheut WAÄ. verbotenen bzw. VO Verbot
bedrohten Gruppen helfen Der angestrebte Zusammenschluss tellte
11U für chmidt auch der Berüc:  ichtigung der Gemengelage VO  .

religiösen un nationalen otiven einen großisen chritt in Richtung einer
möglichst groisen freikirc  ichen Glaubensgemeinschaft dar.

Man könnte aber auch überlegen, ob sich die Baptısten Uurc eın UuSsam-
mengehen mit dem BfC nicht eine bessere Osıtıon gegenüber der NSDAP
un: der Gestapo rhofften chmidt spricht VO Schwierigkeiten, die die

in dem VO:  ’ Schmidt angegebenen trund die Hauptursache für die ereinigung Ende
1940 (Quellen, Historische Einordnung, €)
Becker gibt in seiNnem Entnazifizierungsverfahren A, 1939 ehrmacht einberufen
worden SCe1IN (Landesarchiv Nordrhein-Westfalen, Abteilung einland Düssel-
dorf], NWEntnazifizierungsakte Becker, Fragebogen).

JS
Kretzer, Historische Einordnung (Quellen),
Bundesarchiv-Zentralnachweisstelle, Angaben Becker
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Baptısten nde der 5Qiger bzw. Anfang der 40er Jahre seitens der Ge-
rfahren ussten Besonders urc. die Zeliltmission un die Au{fnah-

der Elim-Gemeinden 4arau wurde weıter ben schon e1nN:  (
SC 1 1114n in das 1C der Gestapo geraten.”” ES SC 1 deshalb 1Ur einNne rage
der eıt SCWESCNH, WAanlllı „stärkere Eingriffe“ besonders in die missionarische
* gewartigen seıen, da 111d;  - den Baptısten vorgeworfen habe, die
missionarische Arbeit 1imM Osten propagandistischen Zwecken MI1SS-
brauchen Weiterhin kritisierte die Gestapo, dass die Baptısten Ure die Ver-
bindung mMit Gemeinden der osteuropäischen 1S5S10N5N sich „mıiıt verbote-
HC  =) Christengruppen vereint hätten“ und damit „das nationalsozialistische
Volksempfinden“ verletzt hätten. *“

auggg bemerkte im Nachhinein, 4SS ab 1935 vielen Glaubensgemein-
schaften eitens der Gestapo eın Verbot gedroht hätte A DIeE Aktion“ se1
we1ıt SCH, „dass die Existenz der evangelischen Freikirchen bedroht‘“
SCWECSCH ware Dies hätte sich sowchl auf Baptisten als auch auf Metho-
disten bezogen Seinem, Hauggs, Bemühen ware gelungen, 1es abzu-
Wendc?n.101 uch die Interventionen eitens der Gestapo 1942, den BfC VO

PinNneTr Vereinigung mit den Baptısten abzubringen belegt diese Einschät-
ZUNg So el CS in dem schon erwähnten Bericht Kochs 1945 Becker SC 1
„mehrfach ersucht worden, den Zusammenschluss nicht betreiben“; da-
bei sSC1 darauf hingewiesen worden, A4SsSs 1mM eiINESs Verbotes der
ehemaligen Baptistengemeinden ach der Vereinigung auch die ruheren
BfC-Gemeinden davon betroffen waren och 1im Augenblick der eneh-
migung hätte der zuständige Referent VO  - Amt Becker gefragt, „ob (}

sich klar SC 1 ber die gefährdete ellung der Baptisten und der damit VCI-

bundenen Gefährdung auch der Gemeinden des rüheren Bf(:u}02
chmidt SEINETSEITLS berichtete, 4SS die Gestapo sowchl Becker als auch

ihm gegenüber „ihre Meinung ber den Zusammenschluss unmissverständ-
ich F Ausdruck gebrac [hat un versucht [hat], den Zusammen-

105chluss hintertreiben
Deshalb 1st die Vermutung nicht VO der and weisen, 4SSs sich

auch die Baptisten in der Verbindung mıit dem BfC eine icherung ihrer
stenz versprachen, da dieser un besonders auch se1in oberster epra-
Eentant ecker offensichtlich in der Gunst der Gestapo stand

U Auf diesen Vorwurtf hatte WwW1E oben dargestellt uch och in seinem Rückbhbhlick
1945 hingewiesen.

100 Schmidt, Unser Weg, Deutsche Kirchen 1im sten, die beispielsweise in grofßer
Zahl polnische Mitglieder aufnahmen, wurden verboten (BAB, 3901 Bl 1L/T:
hef der 5S1po und des das Reichsministerium für Propaganda, 10.1940; in
diesem Fall gng eın Verbot der SIA 1M Reg.Bez. Bromberg, hätte in e1-

101
LICT Gemeinde VO Mitgliedern [1UL Z Volksdeutsche“ gegeben
Privatarchiven augg Kretzer, 5.11.1969

102 Ebd., Koch Rückblick und Ausblick,
105 Schmidt, Unser Weg,
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Abschliefisend ist 9 2SS Il  —_ sich mi1t dem Gemeinde-
bund nicht MNUr in Übereinstimmung mıit den Erfordernissen der eıit S0OIM-
ern auch mit den Zielen des NS-Staates wähnte.

Das Warten auf die Genehmigung
DIie elitere Entwicklung machte aber eutlich, A4SsSs die Schaffung einNnes g —
mMeInsamen Bundes den Zielen der ma{isgeblichen Kräft  a} des NS-Regimes
nicht entsprach. Be1l Nachfragen vernahm 11n in den nächsten Monaten,
Aass das Ersuchen och gepru. werde. nde eptember wurde annn dem

VO mitgeteilt, A4Sss „Adus grundsätzlichen staatspolizeilichen wAan-
SCH heraus“ dem rag auf „Verfassungsänderung“ der Baptisten „nicht
zugestimmt werden:‘‘ kann.!°® amı schien die geplante Vereinigung geschei-
tert SC1nN. ntern wurde 1es aber nicht weitergegeben. SO hiefs 1im
natlichen Bericht ediglich, dass „mıiıt einer erzögerung“ der Genehmigung

rechnen sel; INa  - bleibe weiterhin aber bestrebt, „alle och schweben-
105den Fragen klären

Dass jetzt 1m RS wahrscheinlich urel Heydrich den-
ken seIn 1im Gegensatz ruüuheren Auskü  en anders entschieden WU[I-

de, äng sicherlich 1imM Wesentlichen damit ZUSAMMCN, 4SS 11U der be-
sondere Charakter des B{C, der dem S-Regime großse Vorteile Dot, im
Fokus der Entscheidung stand on Brockhaus me1inte, 4SSs der BfC
aufgrund seiner auf Becker bezogenen Organisation für die Gestapo eine
ideale Glaubensgemeinschaft darstellte ulserdem Da Heydrich, der Chef
des und der Gestapo, für die Entstehung des BfC verantwortlich g C

106zeichnet hatte, wollte diese Religionsgemeinschaft nicht auflösen.
amı hatte sich aber 1im Gegensatz ZU die tung der Ge-

geändert DIie etzige Haltung entsprach dagegen mehr den Auffas-
SUNSCH des S der schon frühzeitig Zusammenschlüsse VO  . Religions-
gemeinschaften Stellung bezogen hatte Auch deckte sich diese Haltung g —
I114dUu mit der religionspolitischen inie, die in einem geheimen Rundschrei-
ben der SDAP VO Bormann formuliert worden W  - „Das Interesse des
Reiches ieg nicht in der Überwindung, sondern in der Erhaltung des
kirchlichen Partikularismus.“ }%/ Auch chmidt erkannte, 4SS die eabsich-
tigte Vereinigung nicht 1im Sinne der dominierenden Kräften des Regimes
Wr So meıinte och im Maı 1942, 4SS „die Tendenz, Zusammenschlüs-

der Christen nicht fördern, anzuhalten‘“ schien. 108

Trotzdem wurde weıiter versucht, die Zustimmung der Gestapo C1I-

langen. So interveniılerte Becker selbst 1imM Gestapa bei dem zuständigen Re-
104 B 5101 BI 70£. Schreiben 23.9.1941
105 für eptember 1941
106

107
Liese, ATAF:
'artın Bormann,, Nationalsozialismus und Christentum sind unvereinbar, abgedr.
in George Mosse, Der nationalsozialistische Alltag. So lebhte Ian Hitler, KOni1g-
steiın 19758, 270

108 Protokall des Arbeitsausschusses der DL 1942,
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ferenten; ihm wurde mitgeteilt, 4SS die Ermittlungen och nicht abge-
schlossen seien. 1° uch auggg bemühte sich weiterhin eiINe Zustim-
IMNUNg der Gestapo. ** ach einer längeren arteze1i teilte annn auggg En-
de Oktober 1942 den Baptisten mıt, 24SS die Verfassungsänderung geneh-
migt worden sSCe1 Mit der staatsaufsichtlichen Genehmigung Wr der Bund
der Baptisten 1U  = offiziell in den Bund Evangelisch-Freikirchlicher emMeInNn-
den umbenannt worden. *! DIie Beteiligten erlebten die Genehmigung als
„überraschend“ ** un: als eın „Geschenk“ Man konnte 1ber nicht umhin,
1€es annn als „AnerkennungWeder Baptisten noch Brüder — Entstebung des BEFG  123  ferenten; ihm wurde mitgeteilt, dass die Ermittlungen noch nicht abge-  schlossen seien.'® Auch Haugg bemühte sich weiterhin um eine Zustim-  mung der Gestapo. '° Nach einer längeren Wartezeit teilte dann Haugg En-  de Oktober 1942 den Baptisten mit, dass die Verfassungsänderung geneh-  migt worden sei. Mit der staatsaufsichtlichen Genehmigung war der Bund  der Baptisten nun offiziell in den Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemein-  den umbenannt worden.*** Die Beteiligten erlebten die Genehmigung als  „überraschend“*'* und als ein „Geschenk“. Man konnte aber nicht umhin,  dies dann als „Anerkennung ... [der] politischen Rechtschaffenheit“ zu  deuten. Im gleichen Atemzug erhoffte man sich eine Intensivierung des  „Gemeinschaftslebens“.** Auch hier zeigt sich wieder deutlich die Vermen-  gung der Motive.  Die im Oktober 1942 ausgesprochene Genehmigung wirft Fragen auf.  Zuerst muss festgestellt werden, dass es offensichtlich dem RKM und hier  natürlich dem Referenten Haugg im Herbst 1942 gelungen war, die Gesta-  po zur Revision ihrer Entscheidung vom Vorjahr zu bewegen. Dies wurde  ausdrücklich von P. Schmidt in seiner Eigenschaft als Bundesdirektor des  BEFG in einem „Leumundszeugnis“ für das Entnazifizierungsverfahren Hauggs  erklärt: So habe Haugg dem Baptistenbund „wesentlich geholfen“, dass der  „Kirchenbund eine notwendig gewordene Satzungs- und Namensänderung  entgegen allen Weisungen der Geheimen Staatspolizei durchführen konn-  te“.''* Ähnlich drückte sich Schmidt in seinem Rechenschaftsbericht aus, in  dem er sagte, dass es „nur dem unermüdlichen Bemühen“ Hauggs „zu ver-  danken“ gewesen sei, „dass es überhaupt zur Genehmigung kam“.''” Haugg  selbst wies 1969 darauf hin, dass es seinen „großen Bemühungen“ zu ver-  danken gewesen sei, dass der Baptistenbund „in der Stille“ seine „Existenz  bis zum Zusammenbruch fristen konnte“.''° Wie es Haugg aber gelang, die  Zustimmung des RSHA zu erreichen, ist bis jetzt ebenso wenig genau zu  klären, wie auch die Gründe für die Meinungsänderung der Gestapo. Hier  109  110  KB für Dezember 1941.  Vgl. BAB, R 5101, 23399, Bl. 69, RKM an das Reichssicherheitshauptamt, 12.3.1942.  111  Ebd.: „Die eingereichte Satzungsänderung wird gemäß Ziffer 2 des Beschlusses“ der  preußischen Regierung bezüglich der „Verleihung der Rechte einer Körperschaft des  öffentlichen Rechts“ an den baptistischen Bund „hierdurch staatsaufsichtlich geneh-  migt“. In einer Notiz hielt Haugg fest, dass der zuständige Sachbearbeiter im Reichs-  sicherheitshauptamt Hahenbruch ihm mitgeteilt habe (30.10.1942), dass man dort  „keine Bedenken“ mehr hinsichtlich der „Satzungsänderung“ habe. Außerdem habe  Hahnenbruch erklärt, dass die Akten „in Verlust geraten“ seien (BAB, R 5101, 23399,  Bl. 72).  112  113  Riemenschneider, Begegnungen, 12.  114  KB für November 1942.  Landesarchiv Nordrhein-Westfalen, Abt. Rheinland, NW 1023-5403, Entnazifizie-  115  rungsakte Haugg, Erklärung von P. Schmidt, 28.7.1948.  116  Schmidt, Unser Weg, 5  Privatarchiv Kretzer, Haugg an R. Kretzer, 5.11.1969; ungewollt treffend hat Haugg  mit dieser Formulierung die Situation der Freikirchen im nationalsozialistischen  Deutschland beschrieben: Mehr als ein „fristen“ konnte man es nicht nennen.|der politischen Rechtschaffenheit“
deuten. Im gleichen Atemzug erholmite INa  b sich eine Intensivierung des
„Gemeinschaftslebens“.  « 115 Auch 1er zeigt sich wieder deutlich die ermen-
SUNg der Motive

DIie 1im Oktober 1942 ausgesprochene Genehmigung wirtft Fragen auf.
Zuerst 11USS festgestellt werden, Aass CS offensichtlic dem und 1er
natürlich dem Referenten 1imM Herbst 1942 gelungen W die (Jesta-

ZUr Revision ihrer Entscheidung VO Vorjahr bewegen Dies wurde
ausdrücklic VO chmidt in sEeEINeEeTr Eigenschaft als Bundesdirektor des
BEFG in einem „Leumundszeugnis“ für das Entnazifizierungsverfahren auggs
erklärt SO habe ug2 dem Baptistenbund „wesentlich geholfen  “ Aass der
„Kirchenbund eiINe notwendig gewordene Satzungs- und Namensänderung

en Weisungen der Geheimen Staatspolizei urchführen OoOnNnn-
te  C Ahnlich drückte sich chmidt in sSsEINEM Rechenschaftsbericht AUS, in
dem } 4SS CS „NUr dem unermüdlichen Bemühen“ Hauggs „ZU VCI-
en  C6 SCWCSCH sel, „dass CS überhaupt ZUrr Genehmigung kflm“ auggg
selbst WI1€ES 1969 darauf hin, 4SS CS seiNnen „grofisen Bemühungen“ VeCTI-
en SCWESCH sel, A4Ss der Baptistenbund „n der Stille sSEINE 9  stenz
hbis ZU Zusammenbruch fristen konnte“.  « 116 Wıe CS auggg aber gelang, die
Zustimmung des RSHA erreichen, ist his jetzt ebenso wenig
klären, WwW1e auch die TUnN:! für die Meinungsänderun der Gestapo Hier

109

110
für Dezember 1941
B >101, BI 6 9 das Reichssicherheitshauptamt, 2.3.1942

111 Ebd „Die eingereichte atzungsänderung wird gemäls Ziffer des Beschlusses“ der
preußischen Regierung bezüglich der „Verleihung der Rechte einer Körperschaft des
öffentlichen Rechts“ den baptistischen und „hierdurch staatsaufsichtlich geneh-
D In einer Otlz hielt Haugg fest, dass der zuständige achbearbeiter im Reichs-
sicherheitshauptamt Hahenbruch ihm mitgeteilt habe (30.10.1942), dass 111}  — dort
„keine Bedenken“ mehr hinsichtlich der „Satzungsänderung‘“ habe Auflserdem habe
ahnenbruch erklärt, dass die Akten „n Verlust geraten‘ seien (BAB, 5101
Bl F7Z)

112

115
Riemenschneider, Begegnungen,

114
für November 1942

Landesarchiv Nordrhein-Westfalen, Abt Rheinland, - Entnazifizie-

115
rungsakte augg, Erklärung VO Schmidt, 28.7.1948

116
Schmidt, Unser Weg,
Privatarchiv etzer, auggg Gtzer., 5.11.1969; ungewollt reffend hat augg
miıt dieser Formulierung die Situation der Freikirchen 1mM nationalsozialistischen
Deutschland beschrieben: Mehr als eın „fristen“ konnte I1n nicht CNNECNMN.
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könnte eine AußerungmlVO 1946 weiterhelfen, ach der CS Haugg
gelungen sel, UTE Ausnutzung einer sich ihm bietenden gunstigen ele-
genheit“ die Genehmigung erreichen; leider prazisiert Schmidt 1er nicht,
Wds$S darunter verstehen ist.  117 Möglich ware CS, bei dieser For-
mulierung die besondere personelle Konstellation 1im Herbst 1942 1MmM
RSHA denken Im Maı Wr auf den bisherigen Chefr, Heydrich, eın
enta: verubt worden, dessen Folgen Anfang Juni verstar 115 Da
WI1IE ben vermutet wurde Heydrich 1im Herbst 1941 die Vereinigung der
beiden Bünde abgelehnt hatte, fiel damit CIn entscheidender Hinderungs-
grund WCS

ach der Ermordung Heydrichs übernahm Himmler ommissarisch die
Leitung des RSHA Von Interesse ist er die Frage, WerC die Ent-
scheidung traf. Anzunehmen ISt, A4ass der zuständige Sachbearbeiter (Hah
nenbruch), eiINe derart schwerwiegende Entscheidung nicht eigenmächtig
getroffen en wird. Wahrscheinlic 1Sst C5S, 4SS Heinrich Mülher, Leiter
der Gestapo, der schon 195 / nichts einen derartigen Zusammen:-
chluss einzuwenden hatte, mafßgeblich dieser Entscheidung mitgewirkt

119der S1C relativ eigenständig getroffen hat

Anfänge des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden

DiIie ehemaligen BfGC-Gemeinden profitierten erheblich VO  — dem Zusammen-
chluss Sie erlangten jetzt den Status einer „normalen“ Wenn 111  — 1es
für die amalige eıt überhaupt annn freikirchlichen 4UuUDens-
gemeinschaft Entscheidend W 4SS das Beauftragtenwesen angefangen
VO den Ortsbeauftragten abgeschafft““” und damit auch en ucC der
Einbindung in den NS- Z überwunden wurde. ine personelle Onti1-
nultat Wr aber dadurch gegeben, 4SS die bisherigen Ortsbeauftragten
jetzt Gemeindeleiter. wurden. *“* Auch die polizeiliche Überprüfung Hu e1In-
117 Schmidt, Unser Weg,
118 C arsten Dams Michael Stolle, Die Gestapo erIrsc und Terror im Dritten IC
119

München 2008
Michael 2 (Gseneration des Unbedingten. Das Führungskorps des Reichssicher-
heitshauptamtes, Hamburg 2003, 693 „Dem Amtschefs liefs |Himmler] weitgehend

120
Handlungsfreiheit“.

achlass Luckey, Luckey Hoefs, 4.2.1941 Es heilst darin sSC1 5!
dass vielen 1mM das 1957 eingeführte erus VO Reichsbeauftragten bis
Ortsbeauftragten, dieses ausgesprochene Führersystem eın Dorn im Aug!  ‚.
SCWCSCH ware. „ Jetzt ber erhalten S1E wieder eın normales emeindestatut, da S1C
den utz der Korporationsrechte erhalten‘“‘.

121 da7zu die Ausführungsbestimmungen eil 1L, Punkte und der Verfassung
des BEFG Be1l den ehemaligen BfC-Gemeinden „gelte:! die bisherigen OBe als (Ge-
meindeleiter (Amtsblatt des BEFG 10.1943, 2 erdings entsprach dies nicht den
ursprünglich geäufßserten Auffassungen, nach denen die OBe keine geistlichen Aufga-
ben hätten. Siehe dazu uch Balders, 141 ach einem Vorschlag des würden
„seımt dem Zusammenschluss“ uch der „(geschäftsführende) Alteste“ in einer ehema-
ligen Baptistengemeinde die Bezeichnung „Gemeindeleiter“ tragen. In der ege haben
is heute die evangelisch-freikirchlichen Gemeinden, die Aus dem Baptısmus kom-
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getretener emeindemitglieder entfiel DiIie Belastungen, die sich Urc die
staatlichen orgaben bei der Organisation des ergeben hatten, hörten
auf122 un die bisherigen BfC-Gemeinden weil S1C jetzt einer KOrper-
schaft des öffentlichen Rechts gehörten konnten wieder ollekten al-

1253ten, hne A4SS 11a  $ diese besonders genehmigen lassen MUSstie
Was die rage der D.  ischen Umsetzung der Vereinigung auf lokaler

und bezirklicher Ebene anbelangt, 11US55 die Kriegssituation berücksichtigt
werden. Wie we1t CS WAdsS$s 114  z Ja angestrebt hatte GCINGT Verschmel-
ZUNS VO  _ Gemeinden kam, 111US55 im Einzelfall gepru werden. SO schreibt
beispielsweise Brockhaus, 4SS CS in Wupperta bald nicht mehr CI-

kennen WAÄrL. ob jemand VO einer ehemaligen fC-Gemeinde der einer
Baptistengemeinde kam. 1?* Auch die Elim-Gemeinden interpretierten die
eCu«t atıon S! A4ass Urc. die Verfassungsänderung CS ers  —+ jetzt einem
wirklichen Zusammenschluss der Baptısten mıit den Elim-Gemeinden g —
kommen sCe1 125

Auf ZWEeI1 Sachverhalte sEe1 abschliefßsend och hingewiesen. SO konnte
ach der arung einiger Schwierigkeiten 1944 die endgültige Liquidierung
der Grundstücke des ehemaligen un ihre Übertragung auf den BEFG
durchgefüh werden.!?°© Gerade dieser Punkt SOrgte ach dem Krieg aber
für viele Konflikte

ulserdem 111U55 och auf das Glaubensbekenntnis hingewiesen WCI-

den So hatte INa  e Ja usdrücklic die ärung der auffrage mıit Hinwels
auf das och erarbeitende Glaubensbekenntnis aufgeschoben. Im Sep-
tember 1941 hatten Luckey (Theologisches Seminar amburg un Sauer
(Bibelschule Wiedenest) den Auftrag VO der Bundesleitung erhalten, eın
Glaubensbekenntnis erarbeiten. Im Juli 1943 legten el ann dem
Arbeitsausschuss der einen Entwurtf VOIL; im Oktober beschloss annn die
Bundesleitung, 4SSs die Vorlage och einmal überarbeitet werden sollte,
dieser Text sollte annn VO Arbeitsausschuss der Bundesleitung AUNSCHOM-
INC  ; werden. */ Dieses geschah annn nde Februar,  ang Marz 125

INCI, einen Aastor (früher Prediger) und einen Gemeindeleiter, der nicht hauptamt-
licher Mitarbeiter 1St

122 So uch arlKoch TiEz Surmann, Was soll 1U  > werden? Eın Wort 11ISCIC Ge-
schwister, Dillenburg 1946, Man hätte doch 1M als 5  elastung ANSCSC-
hen‘'  6 WE I1  - die „Mitglieder der Polizei melden musste“ und dass der aal ine
Urganisation verlangt habe Als I1l sich mıiıt den Baptisten zusammenschliefßen konn-
(: sSC1 Ian ATrOR- SCWESCH, „.den auflösen können“. Alle bisherigen „Belastun-
b  gen verschwanden: 99 gab keine Meldung mehr bei der Polizei, WIr konnten uNsC-

123
UOrganisation aufbauen, ohne Auflagen des Staates beachten“.

Es heilst in der Verfassung, die 11.1942 in LCal, dass der Haushalt der Ort-
lichen Gemeinde durch Kollekten gedeckt werden sollte uch die Mustersat-

124
ZUNS für ehemalige BfC-Gemeinden spricht VO| Kollekten

125
Walter Brockhaus, Gottes Weg mit mMIir, Wuppertal
Vgl Hambpel,

126 Vgl Liese, 433 {f.
1527 Protokall der B '9 1  43,
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Der Text WEeIS ZU einen ze1  edingte Elemente auf: besonders in Ar-
„von den natürlichen Ordnungen“.  “ 129 Andererseits konnte bezüglich

der Bedeutung der Gemeinde das „individualistische“ Verständnis ruüherer
Glaubensbekenntnisse überwunden, in dem sechr prazıise die Gemeinde als
eine göttliche chöpfung herausgestellt wurde  150 Aber auch 1er W1€E schon
in der Verfassung findet sich in ber die Gemeinde eın H1iınwe1ls
auf den Zusammenhang VO emeindemitgliedschaft un Aa4aulfie Christus
‚macht alle, die das CC Leben AUS (Jott empfangen aben, 1edern
sSEINES Leibes“.  « 151 Auch 1er ist der Einfluss des Brüdertums eutlıc CI-
kennbar.

Resumee

Es 1st och einmal aran erinnern, 4SS die Entstehung des BEFG 1mM Kon-
FE XI der Vereinigungsbemühungen gesehen werden IN USS; e 1 wurde
VO  e Anfang betont, Aass ein Zusammenschluss hne die FeG un:!  ar
SsSe1 Entscheidende Bedeutung kommt 1U 1er dem ersten Kasseler Ge-
spräch Z weil ZU einen ertreter der FeG nicht anwesend ZU
anderen sich die Teilnehmer unı 1er esonders Becker VO für
einen wirklichen Zusammenschluss un damit eiNeEe mehr der MIN-
der lose Dachorganisation aussprachen. Das eschehen His 1959 letzt-
ich UuUrc den Sachverha bestimmt, 4ss I1l  s die FeG unbedin: bei dem
Projekt abeihaben wollte, sich diese aber letztlich mehr für Cine ach-
Organisatiıon aussprachen. 132 Als sich das Scheitern dieses Planes immer
deutlicher abzeichnete, wurden ann Forderungen ach einem Zweier-
bund Aanstatt des Dreierbundes laut

Die Inıtiative den konkreten Vereinigungsbemühungen 1im Herbst
1940 Z1ng annn eindeutig VO Becker AdUS, fand in chmidt einen Ver-
handlungspartner, der diesen Bund unbedingt wollte; eli fanden die
nOtige Unterstutzung in ihren jeweiligen Führungsgremien. Becker konnte
ei sSEINE WE durchsetzen: alle Gemeinden konnten sich in ST
male‘  66 eikirchlichen Gemeinden verwandeln un! jetzt den Körperschafts-
rechten des Bundes partiızıpleren; die religiöse Eigenständigkeit Wr

garantıiert, auf Grundpositionen der Brüderversammlungen ame, Tauf-
verständnis) wurde Rücksicht SC  n 1eSseES pragmatische Interesse
WAdr aber eingebunden in SEINE theologischen Grundüberzeugungen, ach
denen CS ein Existenzrecht für die Brüderbewegung als esondere „Kon-
128 Ö Protokall des Arbeitsausschusses der DE, 29.2/1.3.1943, 102
129 Nr. (10.6.1944); vgl Balders, 116
150 Swaralt, Der Gemeindebund,
131 AB, Nr (10.6.1944); vgl Balders, 116; Andreas Liese, Taufverständnisse in der

Brüderbewegung, 1n Zeitschrift für Theologie und Gemeinde 272286
1352 So uch Schmidt in seiner ede auf der Bundesversammlung (OAE, Bundes-

versammlung, Rede Schmidt, 22.2.1941, E
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fession“ nicht mehr geben sollte, sondern die Brüder in einer groisen Ein-
heitsorganisation der Freikirchen ihren esonderen religiösen Akzent SCT-
ze  ; sollten.* Mit dem BEFG damit eın Anfang gemacht worden.

Auch für chmidt spielten sicherlich pragmatische TUn Herbst 1940
eine entscheidende olle; aber auch jer zeigten S1C sich in theologische
Grundüberzeugungen eingebettet. Schwierig 1st CS sicherlich, pragmatische,
allgemeinpolitische und theologische TUn auseinander dividieren.
Be1l der ewertung ist allerdings berücksichtigen, 24SS ach der Ableh-
NUNgS der Vereinigung UTrc die Gestapo 1im eptember 1941 den erant-
wortlichen angsam klar wurde, W1€e schr ihre Absichten nicht mehr den
Zielen mafßgeblicher Kräfte des Regimes entsprachen. Die Behauptung Ist
deshalb möglich, 4Ss dem Wunsch ach Bildung eines emeiınsamen Bun-
des doch eiINe geistliche Motivation TUnN! lag

Sicherlich annn INAan, W1e€E Luckey C555 schon Ende der 1950er a  FE9
den Zusammenschluss ZU BEFG auf TUn seINer zeitgeschichtlichen
Bedingtheiten nicht als einen Öökumenischen Modellfall für die Vereinigung
VO Freikirchen bezeichnen. Aber A4SS INa  w auch bei sechr weıt auseinander
liegenden theologischen Traditionen einen Weg zueinander finden kann,
dafür könnte die Entstehung des BEFG eın eispie. geben Allerdings han-

CS sich el eiNnem Prozess, dem die Verankerung in der Ge-
meindebasis fehlte 1es zeig sich eut1c der En  1  ung ach 1945

13553 Liese, 599
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